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Sehr geehrte Damen und Herren,

es ist begrüßenswert, dass die Finanzbehörde erst nach dem Scheitern einer 
Sachverhaltsaufklärung bei einem Steuerpflichtigen, Dritte zur Sachverhaltsauf-
klärung heranziehen darf. Erfreulicherweise wurde die Brisanz eines solchen 
Auskunftsersuchens erkannt.

Viele Arbeitnehmer freuen sich über Sachbezüge, die sie von ihrem Arbeitgeber 
erhalten. So stellen viele Arbeitgeber ihren Arbeitnehmern beispielsweise 
Job-Tickets zur Verfügung. Es empfiehlt sich hierbei zu prüfen, welchen Wert 
diese Tickets haben und ob gegebenenfalls steuerpflichtiger Arbeitslohn vorliegt.

Haben Sie Fragen zu den Artikeln dieser Blitzlicht-Ausgabe oder zu anderen 
Themen? Bitte sprechen Sie uns an. Wir beraten Sie gern.

03 / 2016

Termine Steuern / Sozialversicherung                                                                                                           März /April 2016

Steuerart Fälligkeit

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.03.2016 1 11.04.2016 2

Umsatzsteuer 10.03.2016 3 11.04.2016 4

Einkommensteuer, Kirchensteuer,  
Solidaritätszuschlag

10.03.2016 Entfällt

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag 10.03.2016 Entfällt

Ende der Schonfrist Überweisung 5
 

obiger Steuerarten  
bei Zahlung durch: Scheck 6

14.03.2016 14.04.2016

07.03.2016 08.04.2016

Sozialversicherung 7 29.03.2016 27.04.2016

Kapitalertragsteuer,
Solidaritätszuschlag

Seit dem 01.01.2005 ist die Kapitalertragsteuer 
sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag 
zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung 
an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt 
abzuführen.

Abgabenordnung

Auskunftsersuchen an Dritte bedarf 
vorheriger Sachverhaltsaufklärung
Bei einem als verlässlich anzusehen-
den Steuerpflichtigen sind einem 
Auskunftsersuchen gegenüber Dritten 
unbedingt vorherige Ermittlungen bei 
dem Steuerpflichtigen selbst voranzu-
stellen. Solche Maßnahmen gegen-
über Dritten sind sensibel zu beurteilen, 
denn sie können für den Betroffenen 
sowohl betrieblich als auch privat zu 
nachteiligen Wirkungen führen.
 Deshalb ist gesetzlich bestimmt, 
dass andere Personen als Beteiligte 
nur heranzuziehen sind, wenn eine 
Sachverhaltsaufklärung beim Beteilig-
ten selbst scheiterte. Der Untersu-
chungsgrundsatz muss von der Behör-
de sachgerecht gewahrt werden.

1 Für den abgelaufenen Monat.
2 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für 

das abgelaufene Kalendervierteljahr.
3 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung 

für den vorletzten Monat.
4 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung 

für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern ohne 
Dauerfristverlängerung für das vorangegangene Kalen-
dervierteljahr.

5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmel-
dungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem An-
meldungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem 
Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, 
Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stich-
tag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen wer-
den keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung 
muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem 
Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt.

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die 
Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim 
Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Ein-
zugsermächtigung erteilt werden.

7 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge 
sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des 
laufenden Monats vorgezogen worden. Um Säumnis-
zuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschrift-
verfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher 
Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen 
dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. 
am 23.03.2016/25.04.2016) an die jeweilige Einzugsstelle 
übermittelt werden. Regionale Besonderheiten bzgl. der 
Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuch-
führung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die 
Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeit-
stermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt 
insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder 
auf einen Tag nach Feiertagen fällt.



Der Bundesfinanzhof entschied, dass 
ein Eingriff in das Recht auf informa-
tionelle Selbstbestimmung auch im 
engeren Sinne verhältnismäßig zu 
sein hat. Die Finanzverwaltung muss 
im Rahmen vorweggenommener Be-
weiswürdigung aufgrund konkreter 
Tatsachen zwingend zu dem Schluss 
kommen, dass die Mitwirkung des Be-
troffenen erfolglos bleiben wird.
 Davon konnte im Streitfall das Fi-
nanzamt nicht ausgehen, weil sich kein 
hinreichender Anlass ergab und keine 
atypische Fallgestaltung zu erkennen 
war. Ermittlungen „ins Blaue hinein“ 
sind nicht zulässig.

Einkommensteuer

Geburtstagsfeier steuerlich  
absetzbar
Das Finanzgericht Rheinland Pfalz hat 
entschieden, dass die Kosten einer 
Geburtstagsfeier, zu der ausschließlich 
Arbeitskollegen eingeladen sind, als 
Werbungskosten abziehbar sind.
 Der alleinige Geschäftsführer einer 
GmbH lud anlässlich seines 60. Ge-
burtstags ca. 70 Personen zu einer Ge-
burtstagsfeier ein. Es handelte sich da-
bei ausschließlich um Arbeitskollegen 
und Mitarbeiter, einige Rentner und 
den Aufsichtsratsvorsitzenden. Die Fei-
er fand in der Werkstatthalle der GmbH 
statt.
 Das Finanzamt lehnte den Abzug 
der Aufwendungen für die Geburts-
tagsfeier als Werbungskosten ab.

 Das Finanzgericht war gnädiger: 
Die Geburtstagsfeier war beruflich ver-
anlasst, so dass die Kosten dafür Wer-
bungskosten waren. Ein Geburtstag 
ist zwar ein privates Ereignis. Weil aber 
keine privaten Freunde oder Verwand-
ten eingeladen waren, sondern nur 
Personen aus dem beruflichen Umfeld, 
die Feier in den Räumen des Arbeitge-
bers und zumindest teilweise während 
der Arbeitszeit stattfand, überwogen 
die beruflichen Gründe. Außerdem war 
die Feier mit 35 € pro Person deutlich 
billiger als vergleichbare private Feiern 
des Geschäftsführers.
 Der Bundesfinanzhof wird sich mit 
dem Fall beschäftigen müssen.

Umsatzsteuer

Verspätungszuschlag bei  
Einreichung der Umsatzsteuer-
Voranmeldung in Papierform statt 
in elektronischer Form
Umsatzsteuer-Voranmeldungen müs-
sen dem Finanzamt elektronisch über-
mittelt werden. Auf Antrag kann das 
Finanzamt zur Vermeidung unbilliger 
Härten auf die elektronische Abgabe 
verzichten. Dann ist die Voranmeldung 
in Papierform auf amtlichem Vordruck 
einzureichen. Das Finanzamt muss 
dem Antrag entsprechen, wenn die 
elektronische Übermittlung für den 
Unternehmer wirtschaftlich oder per-
sönlich unzumutbar ist, etwa weil die 
Schaffung der technischen Vorausset-
zungen nur mit einem nicht unerheb-
lichen finanziellen Aufwand möglich 
wäre oder wenn der Unternehmer 
nach seinen individuellen Kenntnissen 
und Fähigkeiten nicht oder nur einge-
schränkt in der Lage ist, die Möglich-
keiten der Datenfernübertragung zu 
nutzen.
 Reicht ein Unternehmer seine Um-
satzsteuer-Voranmeldung entgegen der 
gesetzlichen Verpflichtung zur Über-
mittlung in elektronischer Form in Pa-
pierform ein, steht dies einer Nicht-
abgabe gleich. Nach einem Beschluss 
des Finanzgerichts Berlin Brandenburg 
ist das Finanzamt berechtigt, einen 
Verspätungszuschlag festzusetzen. Die 

Berechtigung besteht selbst dann, 
wenn in einem weiteren Verfahren ge-
gen die Ablehnung eines Antrags auf 
Verzicht auf die elektronische Übermitt-
lung gestritten wird.
 Der Bundesfinanzhof muss ab-
schließend entscheiden.

Arbeitsrecht

Arbeitnehmer müssen sonntags 
nicht den Briefkasten überprüfen
Die Kündigung eines Arbeitsverhält-
nisses ist eine einseitige empfangsbe-
dürftige Willenserklärung, die ihre Wir-
kung erst mit Zugang beim Empfänger 
entfaltet. Sie ist zugegangen, wenn sie 
derart in den Machtbereich des Emp-
fängers gelangt ist, dass dieser sich 
unter normalen Umständen von ihrem 
Inhalt Kenntnis verschaffen kann und 
die Kenntnisnahme nach den Gepflo-
genheiten des Verkehrs erwartet wer-
den muss. Es ist verkehrsüblich nicht 
zu erwarten, dass der Arbeitnehmer 
seinen Briefkasten an einem Sonntag 
leert.
 So entschied das Landesarbeitsge-
richt Schleswig-Holstein im Fall einer 
Rechtsanwalts- und Notarfachange-
stellten, der ihr Arbeitgeber am letzten 
Tag der Probezeit – einem Sonntag – das 
Kündigungsschreiben durch einen Bo-
ten in den Briefkasten werfen ließ.

Gesellschafterwechsel stellt keinen 
Betriebsübergang dar
Der Erwerber eines Betriebs oder ei-
nes Betriebsteils tritt zum Schutz der 
Arbeitnehmer per Gesetz in die Rech-
te und Pflichten aus den bestehenden 
Arbeitsverhältnissen ein. Wechseln nur 
die Gesellschafter einer Gesellschaft, 
die aber Betriebsinhaber bzw. Arbeit-
geber bleibt, liegt kein Betriebsüber-
gang vor. In dem vom Landesarbeits-
gericht Düsseldorf zu entscheidenden 
Fall vertrat – entgegen der üblichen 
Fallkonstellationen – der neue Ge-
sellschafter die Auffassung, dass ein 
Betriebsübergang in Form eines Un-
ternehmensübergangs gegeben sei. 
Unter Bezugnahme auf europäisches 
Recht wollte er damit ein rechtskräfti-



ges Urteil eines deutschen Arbeitsge-
richts durchbrechen, das einem Ar-
beitnehmer bisher nicht ausgezahlte 
Vergütungen zugesprochen hatte. Das 
Gericht ließ offen, ob das europäische 
Recht überhaupt eine Durchbrechung 
von rechtskräftigen, nationalen Urtei-
len ermöglicht. Der vorliegende Ge-
sellschafterwechsel stellt aber keinen 
Betriebsübergang dar. Die endgültige 
Entscheidung liegt nun beim Bundes-
arbeitsgericht.

Unternehmer/Beteiligungen

Verteilung des Mehrergebnisses 
einer Betriebsprüfung auf die 
Gesellschafter einer Mitunterneh-
merschaft
Bei einer Mitunternehmerschaft richtet 
sich die Verteilung der Mehrergebnisse 
aus einer Betriebsprüfung grundsätz-
lich nach dem Gewinnverteilungs-
schlüssel. Es ist unerheblich, ob nicht 
anerkannte Betriebsausgaben nur ei-
nem Gesellschafter zuzurechnen sind.
 Änderungen von Gewinnvertei-
lungsabreden, die eine andere Zu-
ordnung von Mehrergebnissen aus 
Betriebsprüfungen regeln, sind un-
erheblich, wenn sie nach Ablauf des 
Geschäftsjahrs, aber vor Beginn einer 
Betriebsprüfung getroffen wurden. 
Rückwirkende Abreden über eine Än-
derung der Gewinnverteilung sind zwar 
zivilrechtlich wirksam, aber steuerlich 
nicht anzuerkennen.
(Quelle: Urteil des Finanzgerichts Ba-
den-Württemberg)

Betrieblicher Schuldzinsenabzug  
für Investitionsdarlehen
Stehen Schuldzinsen in einem deutlich 
erkennbaren Zusammenhang mit der 
Anschaffung von Anlagevermögen, so 
unterliegen sie nicht der Abzugsbe-
schränkung. Schuldzinsen sind nur be-
schränkt abzugsfähig, wenn mit ihnen 
laufende Betriebsausgaben finanziert 
werden und Überentnahmen vorliegen.
 Werden Darlehen aufgenommen, 
um Zinseszinsen von Investitionsdarle-
hen zu bezahlen, fallen auch die Zinsen 
für solche Darlehen nicht unter die Ab-

zugsbeschränkung. In diesem Fall ist 
der Finanzierungszusammenhang zum 
Anlagevermögen so deutlich, dass das 
gesamte Darlehen einschließlich des 
zinsbedingten Erhöhungsbetrags als 
begünstigt angesehen werden muss.
Der Bundesfinanzhof muss abschlie-
ßend entscheiden.
(Quelle: Urteil des Finanzgerichts Düs-
seldorf)

Vermietung

Tatsächliche Wohnfläche maß- 
gebend für Mieterhöhung
Bei Mieterhöhungen kommt es auf die 
tatsächliche Wohnfläche an. Die Auffas-
sung, dass die vertraglich vereinbarte 
Wohnfläche maßgebend ist, wenn die 
Abweichung zur tatsächlichen Fläche 
höchstens 10 % beträgt, hat der Bun-
desgerichtshof in einer neueren Ent-
scheidung aufgegeben.
 In dem Gerichtsverfahren verlang-
te die Vermieterin die Zustimmung zu 
einer Mieterhöhung. Die Wohnfläche 
laut Mietvertrag betrug 156 qm, wäh-
rend die Wohnung tatsächlich 210 qm 
groß war. Wegen der Differenz von 
ca.  50 qm berechnete die Vermieterin 
die Mieterhöhung anhand der tatsächli-
chen Wohnfläche. Der Mieter war aber 
nur mit einer Mieterhöhung auf der 
Grundlage der vereinbarten Miete ein-
verstanden.
 Nach Auffassung des Gerichts 
kommt es im Mieterhöhungsverfahren 
auf die tatsächliche Wohnungsgröße 
an. Gleichwohl hat der Vermieter die 
für ein Mieterhöhungsverlangen ge-
setzlich vorgegebenen Kappungsgren-
zen zu berücksichtigen. Danach kön-
nen Mieten bis zur ortsüblichen Miete 
steigen, wenn die Miete seit 15 Mo-

beträgt monatlich 42  €. Weitere 
Sachbezüge liegen nicht vor.
 Die 44  € Freigrenze für Sach-
bezüge ist anwendbar. Da es sich 
um die monatliche Fahrberechti-
gung eines Job-Tickets handelt, 
das für einen längeren Zeitraum 
gilt, fließt der geldwerte Vorteil aus 
dem Sachbezug monatlich zu. Da 
der geldwerte Vorteil von monatlich 
42 € die 44 € Freigrenze nicht über-
steigt, ist er nicht zu versteuern.
 Vorsicht ist bei Jahreskarten ge-
boten. Werden diese nur einmalig 
bezahlt und ausgehändigt, fließt ihr 
Wert nur einmal im Zeitpunkt der 
Aushändigung zu, so dass die Frei-
grenze überschritten ist.

Steuerliche Behandlung des  
Job-Tickets
Stellt der Arbeitgeber seinen Ar-
beitnehmern Job-Tickets verbilligt 
oder unentgeltlich zur Verfügung, 
führt das zu Arbeitslohn, weil ein 
geldwerter Vorteil (Sachbezug) vor-
liegt. Das gilt nicht, wenn das Job-
Ticket nicht mehr als 44 € monatlich 
wert ist.
 In der Regel ist das unproble-
matisch, wenn die Tickets monat-
lich überlassen werden. Also bei 
der monatlichen Überlassung ei-
ner Monatsmarke oder einer mo-
natlichen Fahrberechtigung, auch 
wenn das Job-Ticket für einen län-
geren Zeitraum gilt. Dann muss 
aber vorgesehen sein, dass das 
Ticket jeden Monat „aktiviert/frei-
geschaltet“ werden muss, oder 
die Tarif- und Nutzungsbestimmun-
gen sehen vor, dass die jeweilige 
monatliche Fahrberechtigung erst 
durch die rechtzeitige monatliche 
Zahlung erworben wird.

Beispiel:
Der Arbeitnehmer erhält von sei-
nem Arbeitgeber zum 01. Januar 
2016 unentgeltlich eine Fahrkarte 
für die Nutzung öffentlicher Ver-
kehrsmittel für die Strecke zwi-
schen Wohnung und Arbeit. Die 
Karte hat den Aufdruck „gültig bis 
31.12.2017“. Nach den Tarifbestim-
mungen des Verkehrsanbieters 
wird während der Gültigkeitsdauer 
01.01.2016 bis 31.12.2017 die mo-
natliche Fahrberechtigung durch 
die rechtzeitige monatliche Zahlung 
erworben. Der geldwerte Vorteil 
aus dem Sachbezug „Job-Ticket“ 
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Rechtsform einer GmbH & Co. KG zu 
leistende Schadensersatz um erzielte 
Steuervorteile zu mindern ist. Nach 
den Grundsätzen der Vorteilsausglei-
chung darf weder der Geschädigte un-
zumutbar belastet noch der Schädiger 
unbillig entlastet werden. Zu solchen 
Vorteilen gehören grundsätzlich auch 
Steuern, die der Geschädigte in Fol-
ge der Schädigung erspart hat. Dabei 
muss allerdings auch berücksichtigt 
werden, ob dem Geschädigten aus der 
Zuerkennung des Schadensersatzan-
spruchs und dessen Gestaltung steu-
erliche Nachteile erwachsen.
 Ein solcher Nachteil lag in dem der 
Entscheidung zugrunde liegenden Fall 
vor: Erstattungsbeträge, die Werbungs-
kosten ersetzen, aus denen der Ge-
schädigte im Rahmen einer Beteiligung 
an einem geschlossenen Immobilien-
fonds Steuervorteile erzielt hat, sind 
im Jahr ihres Zuflusses steuerpflich-
tige Einnahmen der Einkunftsart, bei 
der die Aufwendungen vorher als Wer-
bungskosten abgezogen worden sind, 
hier also der Einkünfte aus Vermietung 
und Verpachtung. Der Steuerbarkeit 
der Schadensersatzleistung stand auch 
nicht der Ablauf der Spekulationsfrist 
für private Veräußerungsgeschäfte bei 
Grundstücken entgegen, weil die Rück-
abwicklung eines Beteiligungserwerbs 
an einem geschlossenen Immobilien-
fonds keine Veräußerung eines Grund-
stücks ist. Nach allem kam der Bun-
desgerichtshof zum Ergebnis, dass der 
zu leistende Schadensersatz nicht um 
erzielte Steuervorteile zu mindern ist.

Pauschale Besteuerung „schwarzer“ 
Investmentfonds ist auch unter 
Berücksichtigung EU-rechtlicher 
Vorschriften nicht zu beanstanden
Die Pauschalbesteuerung nach dem 
Auslandsinvestmentgesetz ist nach 
einem Urteil des Bundesfinanzhofs 
verfassungsgemäß. Die Anwendung 
erstreckt sich ausschließlich auf nicht 
in der EU registrierte oder an einer 
deutschen Börse gehandelte Fonds, 
die auch keinen inländischen Vertreter 
bestellt haben und geforderte Nach-
weis- und Veröffentlichungspflichten 
nicht erfüllen.

 Bezogen auf US-amerikanische 
Fonds dieser Art sind die Einkünfte 
auch nicht nach dem mit den USA ge-
schlossenen Doppelbesteuerungsab-
kommen von der Besteuerung ausge-
schlossen oder freizustellen.

naten unverändert ist. Innerhalb von 
drei Jahren dürfen Mieten aber nicht 
um mehr als 20 % erhöht werden, in 
Gebieten mit knappem Wohnraum nur 
um 15 %. Da der entschiedene Fall in 
Berlin spielte, konnte die Vermieterin 
keine Mieterhöhung über 15 % hinaus 
verlangen, denn neben der tatsächli-
chen Wohnungsgröße ist auch die Kap-
pungsgrenze zwingend zu beachten.

Verluste aus Vermietung und 
Verpachtung bei Mietvertrag unter 
nahen Angehörigen
Voraussetzung für die steuerrechtliche 
Anerkennung eines Mietverhältnis-
ses zwischen nahen Angehörigen 
ist, dass der Mietvertrag bürgerlich 
rechtlich wirksam geschlossen ist und 
darüber hinaus sowohl die Gestaltung 
als auch die Durchführung des Verein-
barten dem zwischen Fremden Übli-
chen entspricht (Fremdvergleich). Es 
kommt entscheidend darauf an, ob 
die Vertragsparteien ihre Hauptpflich-
ten, wie die Überlassung einer konkret 
bestimmten Sache und die Höhe der 
Miete, klar und eindeutig vereinbart 
und wie vereinbart durchgeführt – d. h. 
bezogen auf die Miete: gezahlt – haben.
 Werden von einem nahen Angehö-
rigen als Mieter über einen längeren 
Zeitraum keine Mietzahlungen geleis-
tet und nimmt der Vermieter das ohne 
Beanstandungen und ohne Aufnahme 
rechtlicher Maßnahmen hin, sind durch 
das Mietverhältnis entstandene Verlus-
te nach einem Urteil des Finanzgerichts 
Rheinland Pfalz nicht bei den Einkünf-
ten aus Vermietung und Verpachtung 
zu berücksichtigen.
Abschließend entscheiden muss der 
Bundesfinanzhof.

Sonstiges

Schadensersatzrechtliche Rückab-
wicklung der Beteiligung an einem 
Immobilienfonds
In einem vom Bundesgerichtshof zu 
beurteilenden Fall ging es um die Fra-
ge, ob der wegen eines Beratungs-
verschuldens beim Beitritt zu einem 
geschlossenen Immobilienfonds in der 


